
Das Märchen der Asyl-Firma ORS Service AG
Das wegen Schikanen an Asylsuchenden in die Kritik geratene Betreuungsunternehmen meldet sich zu Wort

Von Joël Hoffmann

Aesch. Lange hat die ORS Service AG 
zu den Recherchen über Schikanen an
Asylsuchenden geschwiegen. Jetzt
nimmt das Betreuungsunternehmen in
einer Medienmitteilung Stellung. Pau-
schal und ohne Belege werden die Miss-
stände dementiert – darunter sind auch
Vorwürfe, die in der BaZ-Berichterstat-
tung nicht einmal erhoben werden.

Was ist geschehen? Die ORS ist der
Fast-Monopolist im Asylwesen. Die
Firma übernimmt staatliche Aufgaben, 
wie etwa die Betreuung von Asylsu-
chenden. Die ORS ist in Basel und auch 
im Baselbiet engagiert. Vom Herbst 
2015 bis Ende 2016 war die ORS zudem 
in Arlesheim und Aesch tätig. In der
Zivilschutzanlage in Aesch hat die ORS
– so zeigen Firmen-interne Unterlagen
– unter anderem Kollektivstrafen wie
Ausgangssperren verhängt und zu

wenig Babynahrung bereitgestellt. Die
Asylsuchenden mussten etwa mit ihrem
Taschengeld (drei Franken pro Tag)
Babybrei selber kaufen; es gab nur
einen Milchschoppen pro Tag.

«Haltlos» seien die «Anschuldigun-
gen», teilt die Asyl-Firma jetzt mit,
nachdem sie bisher den Bund demen-
tieren liess. Unter dem Titel «ORS führte 
Zentrum Aesch gemäss Qualitätsvorga-
ben des Bundes» widerspricht das
Unternehmen der BaZ: «Es gab zu kei-
ner Zeit Kollektivstrafen, stets reichhal-
tiges Essen, Milch und Zvieri.» Die BaZ 
habe die Arbeit der ORS in Misskredit
gezogen. Die ORS behauptet zudem, 
dass die Vorwürfe auf Anschuldigungen
einer ehemaligen Mitarbeiterin beru-
hen. Fakt ist jedoch, dass diese auf 
ORS-internen Protokollen beruhen.

Die BaZ hat bereits Ausschnitte der
ORS-Dokumente publiziert. Diese Pro-
tokolle wurden von den Betreuern

visiert. Der Leiter war stets derselbe, die
Protokollführer wechselten. Es handelt
sich also nicht um Schilderungen 
irgendeiner ehemaligen Mitarbeiterin, 
sondern um dokumentierte Missstände.

ORS widerspricht sich selber
ORS-nahe Kreise und ein Mitarbei-

ter des Staatssekretariats für Migration
haben die Vorwürfe bestätigt. Nun 
behauptet also die ORS, dass sich Eltern 
die Babynahrung nicht selber kaufen
mussten. Im Protokoll steht jedoch:
«Gesuchsteller erhalten Taschengeld,
mit diesem können sich die Mütter Nah-
rung für ihre Kinder kaufen, falls diese
nachts Hunger haben.» Wenn Nahrung
immer vorhanden war, wie die ORS
schreibt, dann hätten die Eltern kein
Essen für die Babys kaufen müssen.

Weiter ist nicht plausibel, dass die
ORS nun behauptet, dass Milch für die 
Kinder nicht rationiert worden sei,

jedoch gemäss Protokoll die Milchab-
gabe (Schoppen nach dem Mittages-
sen) trotzdem rationiert wurde. Ferner
erwähnt die ORS Kritikpunkte, welche
die BaZ nie geschrieben hat, wie etwa, 
dass die Mahlzeiten «nicht ausgewo-
gen» und «zu kohlenhydratlastig» gewe-
sen seien.

Besonders mutig ist diese Aussage
der ORS: «In der Unterkunft Aesch gab 
es zu keiner Zeit Kollektivstrafen.» In
einem ORS-Protokoll ist eindeutig fest-
gehalten, dass die Betten gemacht sein
müssen. «Sollte dies nicht der Fall sein,
werden alle Gesuchsteller aus dem Zim-
mer gesperrt.» Das heisst, sollte einer
sein Bett unordentlich hinterlassen
haben, wurden alle bestraft. Gesperrt
bedeutet, die Zivilschutzanlage darf 
nicht verlassen werden für einen Tag.
Wenn das keine Kollektivstrafe ist, dann
ist die ORS-Medienmitteilung auch 
kein Märchen.

Randale im Zug 
und vor Stadion 
Schadensbilanz der FCZ-Fans

Von Martin Regenass

Basel. Immer, wenn der FC Basel gegen 
den FC Zürich spielt, haben einzelne
Fans grösste Mühe, ihre Impulse zu kon-
trollieren. Das hat sich am Donnerstag
bestätigt. Vor und nach dem Cup-Vier-
telfinal zwischen dem FCB und dem
FCZ (3:1) lieferten sich ein paar Dut-
zend Fans aus Zürich auf dem Platz vor 
den Eingängen zu den Sektoren B an
der Gellertstrasse Scharmützel mit dem
Stadiondienst und der Kantonspolizei.

Gemäss einer Mitteilung der Polizei
hätten Anhänger des FCZ drei Eingänge 
gestürmt und sich so unkontrollierten
Zugang in den Eingangsbereich des
Gäste sektors verschafft. Um einen ge-
ordneten Einlass sicherzustellen,
musste die Polizei dem Stadiondienst 
zu Hilfe eilen. Dabei setzten die Polizis-
ten Reizgas und Gummischrot ein. Ein
Mitarbeiter des Stadiondienstes habe
sich während des Sturms verletzt.
Ebenso musste die Sanität insgesamt
21 Personen ambulant behandeln. Vier
Leute begaben sich in Spitalpflege.

Straftaten auf der Schiene
Zu Problemen kam es auch in zwei

mit je 1200 Fans besetzten Extrazügen,
die zwischen Zürich und Basel verkehr-
ten. SBB-Sprecher Christian Ginsig
spricht von einem hohen Gewaltpoten-
zial bei den «Risiko-Fans» aus Zürich.
So hätten diese bereits bei der Einfahrt 
in die Station St.-Jakob-Park Knallkör-
per aus dem Zug geworfen und SBB-
Transport polizisten mit Flaschen und
Schottersteinen beworfen.

Bei der Abfahrt hätten FCZ-Anhän-
ger versucht, Absperrungen zu durch-
brechen, um zu den FCB-Fans zu gelan-
gen. Mit denen wollten sie sich offenbar
prügeln. Ein Fan habe einen Feuerlö-
scher gegen Transportpolizisten gewor-
fen. «Diese setzten Gummischrot und
Pfefferspray ein, um sich vor den Randa-
lierern zu schützen», erklärt Ginsig. In 
einem der beiden Züge sei auf der Heim-
fahrt die Notbremse gezogen worden
und Fahrgäste hätten sich geweigert,
ihre Tickets zu zeigen. Zahlreiche Sach-
beschädigungen haben SBB-Mitarbeiter
am Ende der Fahrt festgestellt, es seien
diverse Straftaten begangen worden:
Verstösse gegen das Betäubungsmittel-
gesetz wegen Besitzes und Konsums von 
Marihuana. Dazu Gewalt und Drohun-
gen gegen Beamte oder Hinderungen an
einer Amtshandlung.

Seitens der FCB-Fans sind – abgese-
hen vom Entzünden von Pyrofackeln im 
Stadion – keine Straftaten oder Schar-
mützel mit Polizei oder Stadiondienst
bekannt. Einzig die BVB vermelden,
dass nach dem Spiel auf einem Kurs in 
Richtung Stadt die Notbremse gezogen
worden sei. BVB-Sprecherin Claudia
Demel: «Die Fans hüpften im Tram, es
kam zu tumultartigen Szenen.» Die
Polizei habe eingreifen müssen, um die
Situation zu beruhigen.
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Das Ergebnis der Frage von gestern:
Sollen Kasernen-Künstler
bevorzugt behandelt werden?
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Baselbiet verzichtete auf Basler Geld
Regierungsräte Gschwind und Lauber lehnten Spar-Offerte beim Uni-Deal ab

Von Serkan Abrecht

Basel/Liestal.  Dass die Baselbieter
wegen notorisch roter Zahlen sparen
müssen, ist unbestritten und offensicht-
lich. Das zeigt die hitzige Spardebatte 
um die Universität, die seit Wochen für
Schlagzeilen in den regionalen Medien 
sorgt. Die neuste Aussage seitens der
Baselbieter, die den eingeschlagenen
radikalen Sparkurs demonstriert, ist die
von Finanzchef Anton Lauber (CVP):
«Eine 50:50-  Finanzierung der Uni 
kommt für uns nicht mehr infrage.»
Jubel im Stedtli, Empörung in der Stadt.

Gemäss Recherchen der BaZ ist die
Basler Regierung ihrem Nachbarn 
bereits im Sommer 2015 mit einer 
Offerte entgegengekommen. Im Som-
mer 2015 hatte Baselland die Sparde-
batte um die Uni erstmals gross lanciert 
und kündigte an, insgesamt 30 Millio-
nen Franken sparen zu wollen. Deshalb

schlug die Basler Regierung einen Deal
vor, bei dem das Baselbiet jährlich 20
Millionen Franken hätte einsparen kön-
nen: Fünf Millionen Franken würde die 
Uni den beiden Kantonen weniger ver-
rechnen, noch einmal fünf Millionen
aus den Mieteinnahmen der Uni wollte 
Basel dem Land überlassen und zehn
Millionen hätten bei der Kulturförde-
rung gespart werden können. Die
damalige Exekutivdelegation aus Eva
Herzog (SP), Guy Morin (GB) und
Christoph Eymann (LDP) bot den Basel-
bieter Kollegen Monica Gschwind
(FDP) und Anton Lauber (CVP) konkret
an, aus dem 1997 beschlossenen Kul-
turvertrag ohne irgendwelche finanzi-
ellen Gegenleistungen aussteigen zu
können.

Baselbiet will keine Entschärfung
Die Baselbieter schlugen das Ange-

bot aus. Aus Furcht vor der Baselbieter
Kultur-Lobby, wie die BaZ aus departe-
mentsinternen Kreisen erfahren hat.
Denn würde Basel die Kulturkosten
alleine tragen, hätte das Baselbiet kein
Mitspracherecht mehr. Doch im Nach-
barkanton wolle man sparen und trotz-
dem mitbestimmen können.

Bei der Offerte vom Sommer 2015
hätte Basel-Stadt 15 Millionen der
Baselbieter Kosten übernommen und
fünf Millionen bei der Uni selber einge-
spart. Der Deal hätte die ganze Debatte 
um die Uni entschärft – was offenbar
nicht im Interesse der Baselbieter war.
Weil die Delegation Baselland auf die
Offerten seitens der Stadt nicht einge-
hen wollte, kam es letztlich zum 80-Mil-

lionen-Deal, damit die Stadt kurzfristig
den politischen Druck von der Uni neh-
men und ihr finanzielle Sicherheit 
geben konnte – zumindest für eine
Legislaturperiode.

Dass Gschwind und Lauber auf die
Offerte nicht eingingen, ist für städti-
sche Parlamentarier nicht verständlich.
«Die Kulturvertrags-Offerte von unserer 
Regierung hätten Gschwind und Lauber
prüfen können. Der Kanton Baselland,
der so dringend auf Sparmassnahmen 
angewiesen ist, sollte solche Angebote
nicht voreilig ausschlagen», sagt
LDP-Präsidentin und Grossrätin Patri-
cia von Falkenstein.

«Unnötiger Kantönligeist»
Das abgelehnte Angebot zeige ein-

mal mehr auf, dass die Stadt Basel
bereit sei, dem Baselbiet entgegenzu-
kommen, Baselland aber ein generelles 
Misstrauensvotum gegenüber der Stadt
an den Tag legen würde, obwohl die
Stadt bemüht sei, nach bikantonalen
Lösungen zu suchen. «Es wird Zeit, dass

das Baselbiet über den Kantönligeist 
hinwegkommt und man damit anfängt,
die Region als Ganzes stärken zu wol-
len», so von Falkenstein.

Anders sieht das SVP-Landrat Oskar
Kämpfer. «Gschwind und Lauber haben
die Offerte zu Recht abgelehnt. Eine
Annahme hätte nur unseren Verhand-
lungsstandpunkt geschwächt.» Das Ziel

sollte nämlich die komplette Umstruk-
turierung der Uni sein. Deshalb müsse 
man den bestehenden Univertrag neu
verhandeln. Kämpfer ist sich sicher: Ein
neuer Vertrag führe automatisch zu
niedrigeren Kosten.

Dem widerspricht SP-Bildungspoli-
tiker Roman Brunner. «Eine Änderung

des Univertrags ist unnötig. Das Basel-
biet fährt sehr gut mit dem momenta-
nen Vertrag.» Landrat Brunner ist der
Ansicht, dass Lauber und Gschwind die
Offerte sicherlich sorgfältiger hätten
prüfen müssen. Bei einer Annahme des
Basler Vorschlags wäre es aber möglich 
gewesen, dass sich der Landrat gegen 
den Deal stellt. Trotzdem: «Die Basler
Offerte wäre eine faire Entlastung für
Baselland und die Universität gewe-
sen», sagt Roman Brunner.

Die Baselbieter Bildungsdirektorin
Monica Gschwind weilt momentan in
den Ferien und könne zu den BaZ-Re-
cherchen keine Stellung nehmen, teilt 
ihr Generalsekretariat auf Anfrage mit.

Aber auch in der Stadt möchte man
Stillschweigen über die Verhandlungen 
bewahren. «Die Gespräche zwischen
den beiden Regierungsräten von Basel-
Stadt und Basel-Landschaft sind noch 
im Gange. Über deren Inhalte geben wir
gegenwärtig keine Auskunft», stellt
Vize-Staatsschreiber Marco Greiner auf
Anfrage klar.

Frage des Tages
Hätte Baselland auf den Kultur- 
vertrags-Deal einsteigen sollen?

Den Kulturvertrag kündigen, dafür die
Universität schonen – hätte Baselland auf
den Deal eingehen sollen? www.baz.ch

43% Ja
(246)

57% Nein
(320)

Am falschen Ort. Bildungsdirektorin Monica Gschwind will bei der Uni und nicht beim Kulturvertrag sparen.  Foto Jérôme Depierre

«Der Kanton Baselland 
sollte solche
Angebote nicht voreilig 
ausschlagen.»
LDP-Grossrätin Patricia von Falkenstein

«Die Basler Offerte wäre 
eine faire Entlastung für
Baselland und die
Universität gewesen.»
SP-Landrat Roman Brunner
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